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Uebertragungder EinhebungvonBundesabgabenin Wienan denBund.
Nacheiner amtlichen Mitteilung soll durch eine Verordnung ,die

aufGrunddeskriegswirtschaftlichenErmächtigungsgesetzeserlassenwerden
soll ,die EinhebungvonBundesabgabenin Wienan denBundübertragenwerden.
Dazuwird der "Rathauskorrespondenz"folgendesmitgeteilt :

Die Einhebung der Steuern durch die Stadt Wienerfolgt bereits
seit demJahre 1849 auf Grunddes provisorischen Gemeindegesetzesvomglei¬
chen Jahr .Aberschon im Mittelalter wurdendurch die Stadt Wienlandesfürst -¬
liche Abgabeneingehobenundder Landesfürsthatte sogar die Einnahmevon
landesfürstlichen Steuern der Gemeindeüberlassen .Später einigte mansich
auf die Abfindung mit einem Pauschalbetrag .Dieses Privileg der Stadt Wien
ist hernachsogar nochgefestigt worden ,dennin der WienerStadtordnungvom
Jahre 1526 ist die gesamte Einhebung der Steuern ,wie die Bestimmungenüber
Steuerpersonen,Steueranschläge ,VerrechnungenundBeschwerden,der Stadteelbst
überlassen worden .Aus dieser Seit sind Steueranschläge der Stadt Wienerhal¬

ten ,die beweisen ,dass sogar die Kriegssteuern ,also ausgesprocheneausschliess¬
liche landesfürstlicheAbgaben ,vonder Stadt selbst nicht nureingehoben ,
sondern auch vorgeschrieben wurden ,Die Uebertragung der Einhebung vonBun¬
desabgaben in Wienan den Bundwäre daher die Zerstörung eines seit ältesten
ZeitenbestehendenRechtszustandes,einEingriffin alte ,niemalsbezweifelte

Rechte .
UmdenUmfangderEinhebungvonBundesabgabendurchdieStadtWien

nur anzudeuten ,sei festgestellt ,dass im Jahre 1931in WienanErwerbssteuer
2512MillionenSchilling ,imübrigenBundesgebietbloss21 ' 7MillionenSchil¬

ling eingegangensind ; anKörperschaftssteuer in Wien45 MillionenSchilling ,
imübrigenBundesgebiet24 MillionenSchilling,anBekenntnisrentensteuer
in Wien ' 9MillionenSchilling ,imübrigenBundesgebiet218MillionenSchil¬
ling,an Einkommensteuerdurch Selbstzahlungin Wien51 MillionenSchilling ,
im übrigen Bundesgebiet35 Millionen Schilling ,an EinkommensteuerdurchAb- ¬
zug in Wien38 ' 7Millionen Schilling ,im übrigen Bundesgebiet33 ' 2Millionen
Schilling .VondengemeinschaftlichenAbgabenimGesamtbetragvon285 ' 3Mil¬
lionenSchillingsind in Wienallein 167 ' 6MillionenSchilling ,imübrigen
Bundesgebiet bloss 117 ' 7Millionen Schilling eingegangen .MitderEinhebungvenBundessteuernist bei der GemeindeWien

eine grosse Anzahlvon Beamtenbeschäftigt ,sodass der Vergütung ,dieder
Bund der Gemeinde für die Einhebung leistet ,beträchtliche Personal¬

ausgabenfür AktivbezügeundPensionengegenüberstehen .Für dieGemeinde
Wienentsteht,wennihr dieSteuereinhebungentzogenwird ,dasProblem,die
Personallasten für die überzählig gewordenenBeamtenabzubürdon .Inerster
Liniewirdes selbstverständlichSachedesBundessein ,diebeiderGemeinde
Wienüberzählig gewordenenBeamtenzuübernehmen.

Für die Steuerzahler wird der neue Rechtszustand sehrunangenehme
Folgenhaben .Währendbisher die ExekutionengegensäumigeSteuerzahlerfür
die Gemeinde -undBundesabgabenvomExekutionsdienstder Gemeindeallein
geführt wurden ,werdendie Exekutionenjetzt vonzweiStellen ausbetrieben
werden .Dasmusszü einer Schikanierungder Steuerzahlerführen,umsomehr ,
als ein gewisser Wettbewerbder Steuerexekutoren des Bundes und derGemein¬
de dabeiunvermeidlichsein wird .DieRegierungerweistder Wirtschafteinen
schlechtenDienst ,wennsie denbewährtenbisherigenRechtszustandfürdie
Steuereinhebungin Wienändert .ZueinerAenderungbestehtumsowenigerAn-¬
lass ,als entgegenverschiedenenAusstreuungendie GemeindeWienselbst -¬
verständlich die einkassierten Gelder an demvomFinanzministeriumbestimm¬
ten Tag allmonatlich pünktlich abgerechnet hat .Uebrigenshat dieGemeinde
nichtnurBundesgelderin Verwahrung,sondernsie strecktauchumgekehrt
für den Bundregelmässigbeträchtliche Geldervor ,da sie zumBeispielfür
denBunddenKassendienstfür dieAuszahlungderArbeitslosenunterstützunggegen nachträgliche Verrechnungbesorgt .150-
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